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betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Schuster und Genossen vom 11. Juli 1989. Nr. 

4144/J-NR/89, "TarifbegUnstigungen tlffent­

licher Verkehrsunternehmen" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu frggu...;. 

'11101AR 

1989 -09- 1 2 

zu 41'1'1IJ 

"Welche TarifbegUnstigungen werden seitens der BBB fUr Be­

schäftigte der DDSG bzw. deren Angehörige gewährt,?" 

Als Mitglied des nach dem 1. Weltkrieg gegrUndeten Fahrbe­

gUnstigungsverbandes österreichischer Verkehrs unternehmungen 

wurden den Bediensteten der DDSG bereits seit damals außer­

tarifliche ßegUnstigungen eingeräumt. Im Jahre 1946 wurde mit 

der DDSG ein FahrbegUnstigungsUbereinkommen auf der Basis der 

gegenseitigen Gewährung von Fahrausweisen zum Personal fahr­

preis abgeschlossen. 

Mit Inkrafttreten der FahrbegUnstigungsreform ab 1.7.1989 

wird den BegUnstigten der DDSG eine aUßertarifliche Netzkarte 

gegen Bezahlung der doppelten PauschalgebUhr zur VerfUgung 

gestellt. 

Zu Frage .. a;~ 

"Welcher Einnahmenentfall ergibt sich daraus fUr die öBe im 

Vergleich zu Regeltarif?" 

Der aus den oben angefUhrten FahrtbegUnstigungen entstehende 

Einnahmenentfall kann nicht angegeben werden, da die ein-
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sChlägigen statistischen Quellen keine Angaben darUber 

enthalten, wie oft und Uber welche Entfernung ein bestimmter 

oder vergleichbarer Personenkreis die Eisenbahn benUtzt. 

Zu Frage :u.. 
"Welche TarifbegUnstigungen Nerden seitens der DDSG fUr Be­

;:;chäftigte der ÖBS bzw. deren Angehörige eingeräumt?" 

Auf den fahrplanmäßigen Linienschiffen der ~sterreichischen 

Donaustrecke wird die außertarifliche Netzkarte als gUltiger 

Fahrausweis anerkannt. 

~u Frage 4: 

"Welcher Einnahmenentfall ergibt sich daraus fUr die DDSG im 

Vergleich zum Regeltarif?" 

Uber allfällige Einnahmenausfälle der DDSG liegt mir kein 

Zahlenmaterial vor. 

~ILfij\..sr.ruLL\tn.Q~._.9._.;. 

"t~elche 'I'arifbegUnstigungen werden seitens der öSS Be­

schäftigten der Wiener Stadtwerke (Verkehrsbetriebe) und 

deren Angehörigen eingeräumt?" 

"Welcher Einnahmenausfall ergibt sich fUr die öse aus der 

Einräumung dieser TarifbegUnstigungen im Vergleich, zum Regel­

tarif'?" 

Zwichen den ÖBB und den Wiener Stadtwerken (Verkehrsbetriebe) 

besteht keine FahrbegUnstigungsvereinbarung. 

Seit EinfUhrung des Schnellbahnverkehrs in Wien (1962) wird 

den BegUnstigten der Wiener Stadtwerke auf der Schnellbahn­

Stammstrecke in den Streckenabschnitten Liesing - SUßenbrunn 

bzw. Wien Nord - Strebersdorf, Freifahrt gewährt. 

FUr diese Fahrten wird von den Wr. Verkehrsbetrieben an die 
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öBB eine entsprechende Abgeltung geleistet. sodaß daraus kein 

Einnahmenentfall fUr die ÖBB resultiert. 

Zu den Fragen 7 und 8: 

"Werden im Gegenzug seitens der Wiener Stadtwerke (Verkehrs­

betriebe) Bediensteten der ÖBB bzw. deren Angehörigen Tarif­

begUnstigungen eingeräumt?" 

"Wenn ja. um welche TarifbegUnstigungen handelt es sich?" 

Den öBB-Bediensteten werden von den Wiener Stadtwerken 

(Verkehrsbetriebe) keine aUßertarifmäßigen FahrbegUnstigungen 

gewährt. 

Zu Frage 9: 

"Welche TarifbegUnstigungen werden seitens der ÖBB den Be­

schäftigten,anderer öffentlicher Betriebe bzw. deren Ange­

hörigen eingeräumt? 

a) Um welche öffentliche Betriebe handelt es sich im 

einzelnen? 

b) Welche TarifbegUnstlgungen werden im einzelnen gewährt? 

c} Welcher Einnahmenausfall ergibt sich fUr die ÖBB im 

Vergleich zum Regeltarif?" 

Aufgrund bestehender FahrbegUnstigungsvereinbarungen mit 

anderen inländischen Verkehrsunternehmungen werden den 

Begünstigten der jeweiligen Vertragspartner gegenseitig 

außertarifliche Fahrpreisermäßigungen gewährt. Der Abschluß 

derartiger Verträge geht in der Überwiegenden Anzahl der 

Fälle auf die Vorkriegszeit zurUck. Erwähnt kann auch werde. 

daß alle anderen europäischen Eisenbahnverwaltungen fUr ihre 

Mitarbeiter mit privaten Verkehrsunternehmungen Verein­

barungen Uber die gegenseitige Gewährung von aUßertariflichen 

FahrbegUnstigungen abschließen. 

Mit welchen Verkehrsunternehmungen die ÖeB derzeit Fahrbe­

gUnstigungsvereinbarungen abgeschlossen haben und das diesem 
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Personenkreis gewährte Errn~ßigungsausmaß entnehmen Sie bitte 

der folgenden Aufstellung: 

Privatbahnen und Schiffahrtsunternehmen: 

Unternehmung: 

Graz-Köflacher Eisenbahn, Montafonerbahn, Raab-Oedenburg­

Ebenfurter Eisenbahn. Stern & Hafferl, Steiermärkische 

Landesbahnen, Salzburger Stadtwerke-Lo){albahn, Wiener Lokal­

bahnen, Zillertaler Verkehrsbetriebe, Achenseebahn, Donau­

Dampfschiffahrts-Gesellschaft. 

Den Bediensteten und Familienangehörigen wird gegen Bezahlung 

der doppelten PauschalgebUhr eine aUßertarifliche Netzkarte 

gewährt. 

Seil- und Bergbahnunternehmungen: 

Unternehmung: 

Arlberger Bergbahnen AG, Bergbahn AG KitzbUhei, Gletscher­

bahnen Kaprun, Schmittenhöhebahn 

Den Bediensteten und Familienangehörigen wird gegen Bezahlung 

der doppelten PauschalgebUhr eine außertarifliche Netzkarte 

gewährt. 

Venetseilbahn, Sattel bergbahnen, Feuerkogelseilbahn, Zug­

spitzbahn. Unterbergbahn. Axamer Lizum AG 

Den Bediensteten und Familienangehörigen wird eine 50%ige 

Fahrpreisermäßigung mit Ausweisen K 1-701 (Marke SB/50) 

gewährt. 

städtische Verkehrsunterne~nungen: 

Unternehmung: 

Innsbrucker Verkehrsbetriebe, Grazer Stadtwerke-Verkehrsbe­

triebe 
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Den Bediensteten und Familienangehörigen wird eine 50%ige 

Fahrpreisermäßigung mit Ausweisen K 1-701 {Marke SB/50} 

gewährt. 

Sonstige Verkehrsunternehmungen: 

Intern. Schlafwagen u. Touristik Gesellschaft 

Den Bediensteten und Familienangeh6rigen wird eine 50%ige 

Fahrpreisermäßigung mit Ausweisen K 1-701 (Marke SB/50) 

gewährt. 

Zur Frage der Einnahmenausfälle verweise ich auf die Aus­

fUhrungen zur Frage 2. 

Zu Frgge 1Q= 
"Wieviele Beschäftigte anderer öffentli.cher Betriebe bz~;r. 

deren Angehörige haben im Jahr 1988 TarifbegUnstigungen 

sei tens der öBB erhal ten'?" 

Im Jahr 1988 wurden an ca. 16.000 begUnstigte Personen 

bahnfremder Verkehrsunternehmungen aUßertarifliche Fahrbe­

gUnstigungen gewährt. 

Da mit dem Inkrafttraten der FahrbegUnstigungsreform bisher 

bestehende Ubereinkommen mit einzelnen Vertragspartnern (z.B. 

Gasteiner Bergbahnen AG, Bergbahnen Uttendorf-Weißsee 

Gas.m.b.H., Halleiner Salzbergbahnen usw.) gekUndigt wurden, 

ist die Anzahl der bahnfremden BegUnstigten gegenUber dem 

Vorjahr geringer. 

Z;y Ex::age 1.li 

"Welcher Einnahmenausfall im Vergleich zum Regeltarif ist 

daraus den öBB im Jahr 1988 entstanden?" 

Auch hier darf ich auf meine AusfUhrungen zu Frage 2 ver­

weisen. 
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Zu den frggen 12_~nd 13. 

"Was ist die sachliche BegrUndung fUr die Einräumung gegen·­

seitiger TarifbegUnstigungen bei öffentlichen Betrieben?" 

"Halten Sie angesichts der wirtschaftlichen Situation. 

insbesondere der öBB, die Einräumung gegenseitiger Tarifbe­

glinstigungen fUr die Beschäftigten bzw. deren Angehörige bei 

öffentlichen Betrieben fUr zweckmäßig und gerechtfertigt?" 

Wie bereits in Ziffer 1 und 9 angefUhrt, ist der Abschluß von 

FahrbegUnstigungsUbereinkommen mit anderen Verkehrsunter­

nehmungen zugunsten des Personals weder eine Einrichtung aus 

letzter Zeit noch eine spezifisch österreichische Gepflogen­

heit. 

Die Reform der FahrtbegUnstigung hat zu einer Verringerung 

des Angebotes an Sozialleistungen gefUhrt. Der Gedanke der 

Einsparung. der der Neuregelung der FahrbegUnstigung zu 

Grunde gelegt wurde, wird auch weiterhin verfolgt werden. 

Finanziell hat diese Reform schon jetzt eine positive Ent­

wicklung herbeigefUhrt, da bei vermindertem Personalaufwand 

höhere Einnahmen erzielt werden. Ich verweise in diesem 

Zusammenhang auch auf die Beantwortung der Anfrage Nr. 

4145/J-NR/89 vom 29. August 1989. 

Wien, am lJ~. September 1989 

Der/~ctJdesmini ter: 

·:1,jlfl 
l(j;tq 

4110/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)6 von 6

www.parlament.gv.at




